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abgelehnt. So zieht man nun also die Lehre, dass 
man mehr Ermächtigungen und Befugnisse auf 
staatlicher Seite braucht. Ganz spannend! 

Auch der Parlamentsvorbehalt rettet hier letztlich 
nichts. Corona hat es uns vor Augen geführt. Das 
Krankenhausgestaltungsgesetz soll um jene Normen 
angereichert werden, welche durch das Außerkraft-
treten des in der Pandemie eingeführten Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes wegfielen. 

Der Gesundheitsminister – am Ende des Tages hier 
von den demokratischen, mehrheitstragenden Frak-
tionen bestimmt – kann dann durch eine Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Landtages – auch hier 
ist es eine Mehrheit der regierungstragenden Frakti-
onen, die das dann wiederum abnicken sollen – ge-
genüber den Krankenhausträgern, den Versorgungs- 
und Rehabilitationseinrichtungen und anderen die 
Schaffung zusätzlicher Behandlungskapazitäten, die 
Organisation medizinischer Behandlungen und sogar 
die Verschiebung elektiver Eingriffe anordnen. 

Besonders letztere Maßnahme greift nicht nur erheb-
lich in die Sphäre der Krankenhausbetreiber, son-
dern auch in diejenige der behandelnden Ärzte und 
vor allem in diejenige der betroffenen Patienten ein. 
Auch hier lohnt sich noch einmal ein Blick in die Ver-
gangenheit. Wie viele Operationen wurden verscho-
ben, Leiden verschlimmert und ernsthafte Erkran-
kungen infolge fehlender Vorsorgeuntersuchungen 
nicht entdeckt? 

Heute Vormittag sprach der Gesundheitsminister bei 
der Medikamentenversorgung doch noch selbst da-
von, dass es der Staat im Regelfall eben nicht besser 
macht als das selbstorganisierte und selbstverwal-
tete Gesundheitssystem in Deutschland. Woher nun 
also das Misstrauen? Warum diese Unverhältnismä-
ßigkeit der Maßnahmen? 

Lassen Sie uns gemeinsam einen Schritt nach vorne 
gehen und die Geschehnisse der Coronajahre ver-
nünftig aufarbeiten – aber kein Zurück in die 
Coronajahre, in denen die Verhältnismäßigkeit doch 
allzu oft überschritten wurde. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD und Dr. Christian Blex 
[fraktionslos]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Dr. Vin-
centz. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vor. Daher schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfes Druck-
sache 18/5804 an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales – federführend – sowie an den 
Wissenschaftsausschuss. Ist jemand dagegen? – Das 
ist nicht der Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Das 
ist auch nicht der Fall. Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

14 Wettbewerbsfähigkeit steigern, Wirtschafts-
standort stärken, das Klima schonen – mit 
Lang-Lkw werden diese Ziele erreicht – Nord-
rhein-Westfalen muss sich bekennen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/5835 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, dass zu die-
sem Tagesordnungspunkt keine Aussprache erfol-
gen soll. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/5835 an den Verkehrsausschuss. Alle fünf im 
Landtag vertretenen Fraktionen haben sich zwischen-
zeitlich darauf verständigt, dass die abschließende 
Beratung und Abstimmung nach Vorlage einer Be-
schlussempfehlung des Ausschusses erfolgen soll. Ist 
jemand dagegen? – Möchte sich jemand enthalten? – 
Beides ist nicht der Fall. Damit ist diese Überwei-
sungsempfehlung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu: 

15 Neuntes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/5803 

erste Lesung 

Herr Minister Krischer hat seine Einbringungsrede zu 
Protokoll gegeben (siehe Anlage 2). Eine weitere 
Aussprache ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 18/5803 an den Verkehrsausschuss. Ist jemand 
dagegen? – Möchte sich jemand enthalten? – Beides 
ist nicht der Fall. Damit ist die Überweisungsemp-
fehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

16 Viertes Gesetz zur Änderung des Heilberufsge-
setzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/5940 

erstes Lesung 
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Herr Minister Laumann hat seine Einbringungsrede 
zu Protokoll gegeben(siehe Anlage 3). Eine Ausspra-
che ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 18/5940 an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales. Ist jemand dagegen? – Das 
ist nicht der Fall. Möchte sich jemand enthalten? – 
Das ist auch nicht der Fall. Dann ist die Überwei-
sungsempfehlung auch hier einstimmig angenom-
men. 

Wir kommen zu: 

17 Gesetz zur Übermittlung von Schülerinnen- und 
Schülerdaten am Übergang von der Schule in 
den Beruf (Schülerinnen- und Schülerdatenüber-
mittlungsgesetz NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/4532 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 18/5891 

zweite Lesung 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen zu 
Protokoll gegeben werden(siehe Anlage 4). 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales empfiehlt in 
Drucksache 18/5891, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 18/4532 unverändert anzunehmen. Wir kommen 
somit zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
selbst und nicht über die Beschlussempfehlung. Wer 
stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das sind CDU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, AfD, FDP und der fraktions-
lose Abgeordnete. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist 
nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf, wie gerade 
festgestellt, einstimmig angenommen. 

Ich rufe dann auf: 

18 Chancengleichheit JETZT: Die Landesregie-
rung muss die tatsächlichen Kosten für den 
Schulbesuch in NRW erheben 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/5852 

Eine Aussprache hierzu ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/5852 an den Ausschuss für Schule und Bildung. 

Die abschließende Beratung und Abstimmung sollen 
nach Vorlage einer Beschlussempfehlung des Aus-
schusses erfolgen. Ist jemand dagegen? – Das ist 
nicht der Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Das 
ist auch nicht der Fall. Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu: 

19 Wahlvorschlag eines stellvertretenden Schrift-
führers des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/5842 

Eine Aussprache ist zu diesem Tagesordnungspunkt 
nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt diesem 
Wahlvorschlag zu? – Das sind CDU, SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich? – Die Abgeordneten der 
AfD und der fraktionslose Abgeordnete. Damit ist der 
Wahlvorschlag Drucksache 18/5842, wie gerade 
festgestellt, angenommen. 

Ich rufe auf: 

20 Jahresbericht 2023 des Landesrechnungshofs 
Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der 
Prüfungen im Geschäftsjahr 2022 

Vorlage 18/1511 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung der Unterrichtung Vorlage 
18/1511 an den Ausschuss für Haushaltskontrolle. 
Möchte jemand dagegenstimmen? – Das ist nicht der 
Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Das ist auch 
nicht der Fall. Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

21 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen 2 BvF 2/23 

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/5892 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Rechtsausschuss 
empfiehlt in Drucksache 18/5892, zu dem verfas-
sungsgerichtlichen Verfahren derzeit nicht Stellung 
zu nehmen. Wir stimmen über diese Empfehlung ab. 
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Anlage 3 

Zu TOP 16 – „Viertes Gesetz zur Änderung des 
Heilberufsgesetzes“ – zu Protokoll gegebene Rede  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales:  

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf soll das 
Heilberufsgesetz novelliert werden.  

Mit dem Gesetz stärken wir den Schutz der Patien-
tinnen und Patienten. Mit der Änderung von § 29 
des Heilberufsgesetzes werden die Grundlagen 
der Berufsausübung enger gefasst, um der zuneh-
menden Kommerzialisierung der approbierten 
Heilberufe Einhalt zu gebieten. Die Ausübung von 
patientenbezogener ärztlicher, psychotherapeuti-
scher und zahnärztlicher Tätigkeit in gewerblicher 
Form ist nach dem Gesetzentwurf unzulässig. Bei 
gewerblichen Einrichtungen steht zumeist die Ge-
winnmaximierung und nicht das Patientenwohl an 
erster Stelle. Aus unserer Sicht muss das Wohl 
der Patientinnen und Patienten jedoch an erster 
Stelle stehen, weshalb wir Geschäfte mit der Ge-
sundheit eindämmen wollen. Dazu leistet der Ge-
setzentwurf mit der Neuregelung von § 29 einen 
wichtigen Beitrag.  

Aus demselben Grund wird die gemeinsame Füh-
rung einer Praxis und die Führung von Praxen in 
der Rechtsform einer juristischen Person des Pri-
vatrechts zur Verbesserung der Übersichtlichkeit 
und der Rechtsklarheit neugefasst. Das Gesetz 
legt nun genau fest, welche Voraussetzungen er-
füllt sein müssen, damit die Wahl der Rechtsform 
nicht ein Einfallstor für kommerzielle Interessen 
sein kann. Dadurch werden mögliche Interessen-
konflikte zulasten der Patientinnen und Patienten 
ausgeschlossen. 

Mit dem Gesetzentwurf verbessern wir darüber 
hinaus ein sehr wichtiges Anliegen: den Kinder- 
und Jugendschutz. Bisher ist es nämlich nur Ärz-
tinnen und Ärzten erlaubt, sich untereinander aus-
zutauschen, wenn sich bei Ausübung ihrer berufli-
chen Tätigkeit der Verdacht ergibt, dass Minder-
jährige von physischer, psychischer oder sexuali-
sierter Gewalt oder Vernachlässigung betroffen 
sind. Durch den Gesetzentwurf erhalten nun auch 
Zahnärztinnen und Zahnärzte diese Befugnis zum 
interkollegialen Austausch. Durch die Aufnahme 
erweitern wir also den Kreis der Personen, die hin-
schauen und ihren Verdacht äußern dürfen.  

Damit tragen wir entscheidend dazu bei, dass Kin-
der- und Jugendschutzgefährdungen nicht unent-
deckt bleiben. 

Eine weitere wichtige Änderung betrifft die Wahl-
berechtigung zur Kammerversammlung von Men-
schen, die unter Betreuung stehen. Diese Men-

schen sind nach der noch geltenden Fassung des 
Heilberufsgesetzes nicht wahlberechtigt. Wir sind 
der Auffassung, dass das nicht richtig ist, daher 
soll die bisherige Ausnahme von unter Betreuung 
stehenden Personen aus dem Gesetz gestrichen 
werden. Damit setzen wir zudem die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts um, das 
entschieden hat, dass eine solche Regelung mit 
dem Grundgesetz unvereinbar ist.  

Im Bereich des Wahlverfahrens zu den Kam-
merversammlungen der Kammern für Heilberufe 
ist eine weitere Änderung erforderlich. Das Gesetz 
sieht bisher die Möglichkeit vor, dass Wahlvor-
schläge auch mittels einer elektronischen Na-
menswiedergabe unterzeichnet werden können.  

Hiergegen wurden Bedenken geäußert, dass die 
Wahlvorschläge manipuliert werden könnten. Wir 
wollen die Digitalisierung sicher gestalten, wes-
halb der Gesetzentwurf vorsieht, dass die elektro-
nische Namenswiedergabe bei Wahlvorschlägen 
an ein von den Kammern zu entwickelndes Ver-
fahren geknüpft wird. Dadurch wird, entsprechend 
der Bedeutung der Wahlen zu den Kammerver-
sammlungen, den Kammern die Möglichkeit ge-
geben, ein gesichertes elektronisches Wahlver-
fahren einzurichten. 

Darüber hinaus stärken wir mit dem Gesetzent-
wurf die tierärztliche Versorgung durch die Einfüh-
rung eines tierärztlichen Notdienstes in der Zu-
ständigkeit der Kammern. Damit soll sichergestellt 
werden, dass auch Tieren eine schnelle tierärztli-
che Behandlung zur Verfügung steht. Das Gesetz 
sieht vor, dass zur Teilnahme am Notfalldienst 
Tierärzte mit angeschlossener tierärztlichen 
Hausapotheke verpflichtet werden, soweit nach 
den örtlichen Gegebenheiten ein Bedarf für eine 
Notfallversorgung besteht.  

Im Rahmen der Weiterbildung der Heilberufe mit 
Approbation ist zudem ein Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts umzusetzen. Hier geht es um 
gleiche Prüfungsbedingungen für alle Prüfungs-
kandidatinnen und Prüfungskandidaten. 

Konkret wird geregelt, dass jedem Prüfungsaus-
schuss drei Mitglieder angehören müssen.  

Schließlich wird mit dem Gesetz eine Übergangs-
regelung für die Zuständigkeit der Weiterbildungen 
der Pflegefachpersonen geregelt. Ab dem 1. Ja-
nuar 2024 ist die Pflegekammer für die Weiterbil-
dungen zuständig. Damit die bereits begonnenen 
Prüfungsverfahren im bisherigen Weiterbildungs-
verfahren abgeschlossen werden können, sieht 
der Gesetzentwurf eine Übergangsregelung 
hierzu vor. Dadurch können die Prüfungsverfah-
ren, die vor diesem Stichtag begonnen haben, 
nach dem alten Verfahren und in der alten Zustän-
digkeit abgeschlossen werden. Dies ist auch 
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sinnvoll, um zusätzlichen Verwaltungsaufwand zu 
vermeiden. 

Insgesamt werden mit dem Gesetzentwurf wich-
tige Schritte zur Stärkung des Patientenschutzes 
und des Kinder- und Jugendschutzes getan.  

Darüber hinaus verbessern wir die tierärztliche 
Versorgung und gestalten die Wahl- und Prü-
fungsverfahren fairer. 
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